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E I N L A D U N G 
 
 

Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft veranstaltet eine 
 

öffentliche Teilnehmerversammlung 
 
 
 

Tagesordnung: 

1. Bericht zum Stand des Verfahrens 

2. Erläuterungen zur Bekanntmachung des Flurbereinigungsplanes 

3. Allgemeine Aussprache 

 
Die Versammlung findet statt am 
 

Donnerstag, den 14. Juli 2022 um 19:00 Uhr 

im Rathaus (Bürgerkeller) in Nordheim v. d. Rhön 

 
 

Zu dieser Versammlung werden alle Teilnehmer herzlich eingeladen.  
Gäste sind willkommen. 
 
 
Würzburg, den 02.05.2022 
 
Der Vorsitzende des Vorstandes 

der Teilnehmergemeinschaft 

 
 
gez. Thomas Zürrlein 
Techn. Amtsrat 
 



Flurneuordnung Nordheim v.d.Rhön 5
Gemeinde Nordheim v.d.Rhön, Landkreis Rhön-Grabfeld

B E K A N N T G A B E

Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft hat den Zusammenlegungsplan Nordheim 
v.d.Rhön 5 beschlossen. Die Bestandteile des Zusammenlegungsplans liegen

vom 18.07.2022 mit 18.08.2022 
in der Verwaltungsgemeinschaft Fladungen 

Marktplatz 1, 97650 Fladungen

während der allgemeinen Dienststunden zur Einsicht für die Beteiligten aus.

Die Bekanntgabe und die Abfindungskarte können zusätzlich innerhalb von drei 
Monaten ab dem ersten Tag der Auslegung auch auf der Internetseite des Amtes für 
Ländliche Entwicklung Unterfranken unter dem Link „Zusammenlegungsplan“ 
eingesehen werden
(http://www.landentwicklung.bayern.de/unterfranken/108554/).

Hinweis:
Mit der Auslegung ist eine Rechtsbehelfsfrist verbunden.

Anhörungstermin

Dieser findet am Mittwoch, den 03.08.2022, von 13 bis 18 Uhr im Rathaus 
(Bürgerkeller) in Nordheim v. d. Rhön statt.

Ein Erscheinen ist nur erforderlich, falls Erläuterungen oder Auskünfte verlangt 
werden. 

Würzburg, den 02.05.2022

Der Vorsitzende des Vorstandes
der Teilnehmergemeinschaft

gez. Thomas Zürrlein
Techn. Amtsrat



Verordnung der Stadt Ostheim v.d.Rhön über das
Einschränken des freien Umherlaufens von großen Hunden
und Kampfhunden (Hundeverordnung - HundeV)

Vom 20.05.2022

Die Stadt Ostheim v.d. Rhön erlässt auf Grund von Art. 18 Abs. 1 und 3 des Gesetzes über
das Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz - LStVG) in der in der Bayerischen
Rechtssammlung (BayRS 2011-2-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch $
2 des Gesetzes vom 27.April 2020 (GVBl. S. 236) geändert worden ist, folgende
Verordnung:

$& 1 Verordnungszweck

Diese Verordnung beschränkt zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum
sowie zur Erhaltung der öffentlichen Reinlichkeit das freie Umherlaufen von großen Hunden
und Kampfhunden.

$ 2 Anleinpflicht, Betretungsverbot

(1) Für Kampfhunde gilt zu jeder Tages- und Nachtzeit eine Anleinpflicht für alle
öffentlichen Anlagen sowie auf allen öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen im

gesamten Gemeindegebiet. Die Regelung über das generelle Betretungsverbot nach
Absatz 3 bleibt unberührt.

(2) Für große Hunde gilt zu jeder Tages- und Nachtzeit eine Anleinpflicht für alle
öffentlichen Anlagen sowie auf allen öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen in den
im Zusammenhang bebauten Ortsteilen der Stadt Ostheim v.d.Rhön. Die Regelung
über das generelle Betretungsverbot nach Absatz 3 bleibt unberührt.

(3) Kampfhunde und große Hunde dürfen Kinderspielplätze nicht betreten. Auch das
Mitführen an der Leine ist in diesen Bereichen nicht gestattet.

8 3 Begriffsbestimmungen

(1) Die Anleinpflicht verpflichtet den Hundeführer, vor Betreten der Verbotsbereiche dem
Hund eine Leine anzulegen und in den Verbotsbereichen ständig an der Leine zu
führen. Die Leine muss reißfest sein und darf eine Länge von maximal 2 Metern nicht
überschreiten. Die Leine muss mit einem schlupfsicheren Halsband oder einem
schlupfsicheren Geschirr verbunden sein, aus dem ein selbstständiges Entweichen
des Hundes ausgeschlossen ist.

(2) Kampfhunde sind Hunde, bei denen auf Grund rassespezifischer Merkmale, Zucht
oder Ausbildung von einer gesteigerten Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber
Menschen und Tieren auszugehen ist. Die in der Verordnung des Bayerischen
Staatsministeriums des Innern über Hunde mit gesteigerter Aggressivität und
Gefährlichkeit vom 10. Juli 1992 (GVBl. S. 268, BayRS 2011-2-7-I) in der jeweils
gültigen Fassung geregelten Vermutungen über die Eigenschaft als Kampfhund
finden Anwendung.

(3) Große Hunde sind erwachsene Hunde, die eine Schulterhöhe von mindestens 50 cm
aufweisen. Abzustellen ist auf das individuelle Maß des Hundes, unabhängig davon,
welche Größe ausgewachsene Hunde der betreffenden Rasse regelmäßig erreichen.



Hierzu zählen jedoch stets erwachsene Hunde der Rassen Schäferhund, Boxer,
Dobermann und Deutsche Dogge.

(4) Kinderspielplätze sind Flächen, die für Kinder zum Spielen bestimmt sind und die in
der Regel entsprechende Einrichtungen, wie z.B. Sandkästen, Turn- und Spielgeräte,
Tischtennisplatten, Ballspielflächen und Ähnliches, aufweisen. Zu den Kinderspiel-
plätzen gehören auch Bolzplätze. Hierunter fallen auch Kinderspielplätze, die sich in

Privateigentum befinden und tatsächlich öffentlich zugänglich sind.

& 4 Ausnahmen

Von 82 Abs

1.
2.

3.
4.
5

. 1 bis 3 sind ausgenommen:

Blindenführhunde,
Diensthunde der Polizei, des Strafvollzugs, der Bundespolizei, der
Zollverwaltung, der Bundesbahn und der Bundeswehr jeweils im Einsatz,
Jagdhunde im Einsatz
Hunde, die zum Hüten einer Herde eingesetzt sind,
Hunde, die die für Rettungshunde vorgesehenen Prüfungen bestanden haben
und als Rettungshunde für den Zivilschutz, den Katastrophenschutz oder den
Rettungsdienst eingesetzt sind, sowie
im Bewachungsgewerbe eingesetzte Hunde, soweit der Einsatz dies
erfordert.

r

6

8 5 Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 18 Abs. 3 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1.

2.

als Hundeführer entgegen 8 2 Abs. 1 oder 2 für einen Kampfhund oder
großen Hund die Anleinpflicht nicht beachtet,
als Hundeführer entgegen $ 2 Abs. 3 zulässt, dass der mitgeführte
Kampfhund oder große Hund einen Kinderspielplatz betritt.

8 6 Schlussbestimmungen

Die Regelungen über das Mitnehmen von Hunden in der Satzung der Stadt Ostheim
v.d.Rhön über die Benutzung der gemeindlichen öffentlichen Grünanlagen
(Grünanlagensatzung) vom 16.10.1997 in der jeweils gültigen Fassung bleibt unberührt.r

8 7 Inkrafttreten, Geltungsdauer

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt 20 Jahre.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 24.09.2002 außer Kraft.

Ostheim v.d.Rhön, den 20.05.2022

Stadt Ostheim v.d.RhönTR1. Bürger
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Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz
für Einsätze und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren

Vom 20.05.2022

Die Stadt Ostheim v.d.Rhön erlässt aufgrund Art. 28 Abs. 4
Bayerisches Feuerwehrgesetz (BayFwG) folgende

SATZUNG

& 1 Aufwendungs- und Kostenersatz

(1) Die Stadt Ostheim v.d.Rhön erhebt im Rahmen von Art. 28 Abs. 1 BayFwG Aufwendungsersatz für
die in Art. 28 Abs. 2 BayFwG aufgeführten Pflichtleistungen ihrer Feuerwehren, insbesondere für

1. Einsätze,
2. Sicherheitswachen (Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayFwG),
3. Ausrücken nach missbräuchlicher Alarmierung oder Fehlalarmen.

Einsätze werden in dem für die Hilfeleistung notwendigen Umfang abgerechnet. Für Einsätze und

Tätigkeiten, die unmittelbar der Rettung oder Bergung von Menschen und Tieren dienen, wird kein
Kostenersatz erhoben. Der Aufwendungsersatz entsteht mit dem Tätigwerden der Feuerwehr.

(2) Die Stadt Ostheim v.d.Rhön erhebt Kostenersatz für die Inanspruchnahme ihrer Feuerwehren zu
folgenden freiwilligen Leistungen (Art. 28 Abs. 4 Satz 1 BayFw6):

1. Hilfeleistungen, die nicht zu den gesetzlichen Pflichtaufgaben der Feuerwehren gehören,
2. Überlassung von Gerät und Material zum Gebrauch oder Verbrauch,

Die Kostenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme der Feuerwehr.

(3) Die Höhe des Aufwendungs- und Kostenersatzes richtet sich nach den Pauschalsätzen gemäß der
Anlage zu dieser Satzung. Für den Ersatz von Aufwendungen, die nicht in der Anlage enthalten sind,
werden Pauschalsätze in Anlehnung an die für vergleichbare Aufwendungen festgelegten Sätze
erhoben. Für Materialverbrauch werden die Selbstkosten berechnet.

(4) Aufwendungen, die durch Hilfeleistungen von Werkfeuerwehren entstehen (Art. 15 Abs. 7 Satz 2

BayFwG), sowie wegen überörtlicher Hilfeleistungen nach Art. 17 Abs. 2 BayFwG zu erstattende
Aufwendungen werden unabhängig von dieser Satzung geltend gemacht.

8 2 Schuldner

(1) Bei Pflichtleistungen bestimmt sich der Schuldner des Aufwendungsersatzes nach Art. 28 Abs. 3
BayFwG.

(2) Bei freiwilligen Leistungen ist Schuldner, wer die Feuerwehr willentlich in Anspruch genommen hat.

(3) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuldner.

8 3 Fälligkeit

Aufwendungs- und Kostenersatz werden mit Bestandskraft des Bescheids zur Zahlung fällig.



8 4 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom
09.11.2020 außer Kraft.

Ostheim v.d.Rhön, den 20.05.2022

Stadt Ostheim v.d.Rhön
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Anlage zur Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere
Leistungen der Freiwilligen Feuerwehren der Stadt Ostheim v.d.Rhön

Verzeichnisder P halsät

Aufwendungsersatz und Kostenersatz setzen sich aus den jeweiligen Sachkosten (Nummern
1 und 2) und den Personalkosten (Nummer 3) zusammen.

1. Streckenkosten

Die Streckenkosten betragen für jeden angefangenen KilometerWegstrecke für:

Tanklöschfahrzeug (TLF 16/25) 376€
Löschgruppenfahrzeug (LF 16/12) 426€
Mehrzweckfahrzeug (MZF) 056 €
Mittleres Löschfahrzeug (MLF) (FFw owB) 545€
Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF) (FFW Urspringen) 361€
Mehrzweckanhänger 300€
Schlauchanhänger 300 €
Anhängeleiter (AL 18) 300€

2. Ausrückestundenkosten

Mit den Ausrückestundenkosten ist der Einsatz von Geräten und Ausrüstung abzugelten, die
zwar zu Fahrzeugen gehören, deren Kosten aber nicht durch die zurückgelegte Wegstrecke
beeinflusst werden. Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im
Übrigen die ganzen Ausrückestundenkosten erhoben.

Die Ausrückestundenkosten betragen - berechnet vom Zeitpunkt des Ausrückens aus dem
Feuerwehrgerätehaus der Feuerwache bis zum Zeitpunkt des Wiedereinrückens
je eine Stunde für:

Tanklöschfahrzeug (TLF 16/25) 134 95 €
Löschgruppenfahrzeug (LF 16/12) 173 75€
Mehrzweckfahrzeug (MZF) 49 46 €
Mittleres Löschfahrzeug (MLF) (FFw OwB) 214 11€
Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF) (FFW Urspringen) 129 36 €
Mehrzweckanhänger 2250 €
Schlauchanhänger 22 50€
Anhängeleiter (AL 18) 22 50 €

3. Personalkosten

Personalkosten werden nach Ausrückestunden berechnet. Dabei ist der Zeitraum vom
Ausrücken aus dem Feuerwehrgerätehaus/der Feuerwache bis zum Wiedereinrücken
anzusetzen. Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im Übrigen die
ganzen Stundenkosten erhoben.

3.1 Ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende

Für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender wird folgender
Stundensatzberechnet (Ergebnis einer Auswertung verschiedener Satzungen
bayerischer Gemeinden): 28,00 €



(Aufwendungsersatz für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender wird
verlangt, weil der Gemeinde Kosten auch für diesen Personenkreis entstehen,
beispielsweise durch Erstattung des Verdienstausfalls (Art. 9 Abs. 3 BayFwG), des
fortgezahlten Arbeitsentgelts (Art. 10 BayFwG) oder durch Entschädigungen nach Art. 11

BayFwG. Wegen Art. 28 Abs. 4 Satz 2 BayFwG kann bei der Berechnung des
Aufwendungsersatzes für Pflichtaufgaben nicht der gesamte Personalaufwand angesetzt
werden.)

3.2 Sicherheitswachen

Für die Abstellung zum Sicherheitswachdienst gemäß Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayFwG werden
erhoben
je Stunde Wachdienst für:

Ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende (siehe $ 11 Abs. 5 AVBayFwG) 16,40 €

Abweichend von Nummer 3 Satz 2 wird für die Anfahrt und die Rückfahrt insgesamt eine
weitere Stunde berechnet.

4. Sonstige Kosten

Verbrauchsmaterial wie Ölbindemittel, Feuerlöscher, Reinigung von Einsatzkleidung etc. wird
nach Selbstkostenpreis / Einkaufspreis verrechnet.



GEMEINDE

4 SONDHEIM „.a.rnön
Körperschaft des öffentlichen Rechts

Kommunales Förderprogramm
der Gemeinde Sondheim v.d.Rhön

Die Gemeinde Sondheim v.d.Rhön gewährt eine Förderung für Investitionen zur Erhaltung und

Wiederbelebung von alten leerstehenden Anwesen sowie eine Förderung für Einzelmaßnahmen an

bereits bewohnten Gebäuden im ausgewiesenen Gemeindegebiet und dem Gebiet des Ortsteils

Stetten, um sie fürWohnzwecke wieder nutzbar zu machen bzw. zu sanieren

Damit soll eine Abwanderung in die Neubaugebiete und eine Verödung der Altortbereiche und der
alten Baugebiete verhindert werden.

81
Geltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich des Förderprogramms umfasst alle Wohngebäude und Neben-

gebäude in der Gemeinde Sondheim v.d.Rhön mit dem Ortsteil Stetten, die innerhalb der Ge-
bietskulisse liegen (siehe Anlage) und die älter als 40 Jahre sind.

82
Gegenstand der Förderung

(1) Förderfähig sind Maßnahmen, die eine Umnutzung leerstehender Gebäude zu Wohnzwe-
cken ermöglichen.
Darüber hinaus Maßnahmen zur Nutzung von Wohngebäuden.

(2) Sanierung sonstiger Gebäude, z. B. Nebengebäude, Scheunen oder Ställe.
(3) In den Fällen, in denen die vorhandene, leerstehende Bausubstanz nicht saniert, sondern

abgebrochen werden soll, kann auch ein Ersatzneubau an gleicher Stelle gefördert wer-
den, sofern er sich in das Ortsbild einfügt. Beim Neubau werden die in $ 3 Abs. 4

genannten Kriterien gefördert.
(4) Grundsätzlich ist nur eine Förderung pro Grundstück möglich. Erstreckt sich die Wohnnut-

zung im Einzelfall über mehrere Flurstücke, so wird die Förderung in diesem Fall einmal

gewährt.

Seite 1 von 4
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83
Fördervoraussetzungen/Förderfähigkeit

Das dem Förderantrag zugrundeliegende Gebäude muss mindestens 40 Jahre alt sein.
Antragsberechtigt ist jede natürliche Person, die Eigentümer oder Erbbauberechtigter ei-
nes förderfähigen Grundstückes ist.

Gefördert werden nur solche Projekte, mit deren Bau noch nicht begonnen wurde. Als
Maßnahmenbeginn gelten jegliche baulichen Veränderungen seit Eintritt des
Leerstandes, nachgewiesen durch das Datum der ersten Auftragsvergabe bzw. im Falle
der Eigenarbeit das Datum der ersten Materialbeschaffung. Ausgenommen sind

kleinteilige Bauerkundungen und Planungsleistungen, sowie begonnene Maßnahmen (z.
B. zur Verkehrssicherung des Gebäudes), welche von der Stadt schriftlich freigegeben
wurden.
Gefördert werden Maßnahmen zur Erhaltung und Gestaltung der vorhandenen Bausub-
stanz. Insbesondere Maßnahmen an Sockel und Fassaden einschließlich Fenster und

Türen, Dächern einschließlich Dachaufbauten, Hoftore, Hofeinfahrten, Einfriedungen,
ortstypische Außentreppen. Des Weiteren Ersatzbauten, wenn die Erhaltung und

Gestaltung der vorhandenen Bausubstanz unmöglich oder wirtschaftlich nicht mehr
vertretbar ist.
Soweit Gebäude im Sinne von Abs. 1 abgebrochen werden, so ist dies auch im Einzelfall
förderfähig.

84
Höhe der Förderung

Der Zuschuss wird auf höchstens 10.000 € je Anwesen festgesetzt und beträgt
a) maximal 10 % der zu fördernden Kosten bei Einzelmaßnahmen an bewohnten

Gebäuden und

b) maximal 20 % der zu fördernden Kosten bei Wiederbelebung von leerstehenden
Anwesen und Wohnraumschaffung.

Eine Doppelförderung (z. B. staatliche Förderprogramme) ist möglich.
Für die unter Punkt 1 a) genannten Einzelmaßnahmen an bewohnten Gebäuden kann
ausschließlich ein Förderantrag pro Grundstück gestellt werden, auch wenn die zu
fördernde Höchstsumme mit diesem Antrag nicht ausgeschöpft wird. Ein erneuter Antrag
ist erst nach Ablauf von 3 Jahren wieder möglich.
Für die unter Punkt 1 b) genannten Maßnahmen zur Wiederbelebung von leerstehenden
Anwesen und Wohnraumschaffung kann ohne zeitliche Begrenzung mit mehreren

Anträgen die Höchstsumme ausgeschöpft werden.
Bei Maßnahmen mit denkmalschutzrechtlichen Auflagen erhöht sich die Zuwendung je
um 300 €.
Für jedes im Haushalt lebende Kind unter 14 Jahren (Zeitpunkt der Antragstellung), wer-
den zusätzlich pauschal 1.000 € gezahlt. Der Betrag wird auf die Förderhöchstgrenze
angerechnet.
Maßnahmen mit Gesamtkosten unter 1.000 € werden nicht gefördert (sog. Bagatell-
grenze).
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85
Verfahren, allgemeine Grundsätze

Die Anträge auf Förderung sind schriftlich bei der Gemeinde Sondheim v.d.Rhön
einzureichen.
Der Förderantrag ist vor Beginn der geplanten Investitionsmaßnahme bzw. baulichen

Veränderung bei der Gemeinde Sondheim zu stellen. Mit der Maßnahme darf erst
nach schriftlicher Bewilligung oder nach schriftlicher Zustimmung zum vorzeitigen
Baubeginn durch die Gemeinde Sondheim v.d.Rhön begonnen werden. Die Einhaltung
von baurechtlichen und sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften einschließlich der
denkmalschutz-rechtlichen Genehmigungen werden durch dieses Förderprogramm
nicht ersetzt und sind Voraussetzung für die Förderung.
Dem Antrag sind insbesondere folgende Unterlagen beizufügen:
1. Antragsformblatt
2. 2 vergleichbare Angebote pro zu fördernden Gewerk, die als Kostengrundlage für

den Förderrahmen dienen. Falls dem Antragssteller nur 1 Angebot pro Gewerk
vorliegt, ist es zwingend erforderlich, 2 nachgewiesene Absagen pro Gewerk für
die Angebotsanfrage beizufügen.

3. Fotos vor Beginn der Maßnahme.
Die Anforderung weiterer Unterlagen oder Angaben bleiben im Einzelfall vorbehalten.
Das Bauamt der Verwaltungsgemeinschaft Ostheim ist berechtigt, im Rahmen einer

Ortsbesichtigung die beantragte Fördermaßnahme zu prüfen. Dies gilt auch für die

Überprüfung, ob mit dem Bau bereits begonnen wurde.

86
Bewilligung

Entspricht der eingereichte Antrag den Fördervoraussetzungen nach $ 3 und sind alle

Verfahrensgrundsätze nach $ 5 erfüllt, wird die Gemeinde Sondheim v.d.Rhön die

Förderung bewilligen. Die Bewilligung erfolgt immer unter dem Vorbehalt, dass
ausreichend Fördermittel im Haushalt zur Verfügung stehen. Gegebenenfalls kann die

vorzeitige Baufreigabe erfolgen und die Bewilligung im nächsten Haushaltsjahr erteilt
werden.
Nach Abschluss der Arbeiten ist vom Antragsteller ein Verwendungsnachweis einzu-
reichen. Im Rahmen des Verwendungsnachweises muss der Antragssteller eine
Kostenaufstellung, Rechnungen und Zahlungsbelege sowie Fotos nach Abschluss für

die förderfähigen Gewerke vorlegen. Die Auszahlung der Fördermittel erfolgt nach

Prüfung des vorgelegten Verwendungsnachweises. Wird der Verwendungsnachweis
nicht innerhalb von 3 Jahren nach der Bewilligung gestellt, verfällt der bewilligte
Zuschuss.
Die Gemeinde Sondheim behält sich eine Rücknahme der Förderung vor, wenn die

Ausführung nicht oder teilweise nicht der Bewilligungsgrundlage entspricht.
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87
Sonstiges

Die Gemeinde Sondheim v.d.Rhön behält sich die Änderung der Richtlinien vor. Sie ist berech-

tigt, den Fördersatz und das Fördervolumen zu ändern, wenn die Haushalts- und Finanzlage
dies erfordern.

88
Inkrafttreten und Geltungsdauer

Dieses Förderprogramm tritt zum 01.06.2022 in Kraft.

Es hat eine Geltungsdauer von fünf Jahren. Eine Verlängerung kann vom Gemeinderat be-
schlossen werden.

Sondheim .d .Rhön. den 12 .05 .2 3AY,EDa» in1

Thilo'Wenner
Erster Bürgermeister

Anlagen
Gebietskulisse Sondheim v.d.Rhön
Gebietskulisse Stetten
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